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Statement zum Themenkomplex „Rückführung“ 

Beseitigung von Rückführungshindernissen am Beispiel der Rückführung türkischer Staatsbürger

Die Rückführung türkischer Staatsbürger in die Türkei ist einer der Schwerpunkte der Rückführungstätigkeit in Nordrhein-Westfalen.

Die türkischen Migranten stellen die größte Gruppe der Zuwanderer in NRW dar. Bei der Identifikation und Beschaffung von Personaldokumenten sind die türkischen Auslandsvertretungen, im Vergleich zu anderen außereuropäischen  Vertretungen, zum einen recht kooperativ und zum anderen in der Lage, auf ein straff organisiertes Registersystem zurückzugreifen.

Im Umgang mit den türkischen Behörden zeigt sich jedoch, dass man dort im Normalfall nicht glücklich darüber ist, erhebliche Zeit für die Identifikation von Straftätern, illegalen Einwanderern oder ehemaligen Asylbewerbern aufwenden zu müssen. Darüber hinaus scheint es keine Abstimmung zwischen den Auslandsvertretungen und den Einreisebehörden in der Türkei zu geben.

· Verfahren zur Passausstellung dauern oft sehr lange, da die erhobenen Daten regelmäßig zur Prüfung in die Türkei gegeben werden. Dies auch, wenn die jeweilige Auslandsvertretung selbst schon Dokumente für die betroffene Person ausgestellt oder verlängert hat.

· Die türkischen Behörden ziehen die Passverfahren oft im Interesse ihrer Staatsbürger in die Länge. In der- sicherlich verständlichen- Absicht, türkischen Staatsbürgern einen möglichst umfassenden Rechtsschutz in der Bundesrepublik zu verschaffen, werden Reisedokumente nur dann ausgestellt, wenn alle Verwaltungsverfahren nach Möglichkeit abgeschlossen sind. Personen, die bereits vollziehbar zur Ausreise verpflichtet sind, aber noch ein laufendes Klage-, Härtefall- oder Petitionsverfahren verfolgen, werden auf diese Weise begünstigt.

· Die türkische Praxis, wegen der Nichtableistung von Wehrdienst auszubürgern, führt oft zu einer Verzögerung der beabsichtigten Rückführung, da erst im Heimatland intensiv geprüft werden muss. In vielen Fällen gibt es auch Ablehnungen, so dass die ausgebürgerte Person und ggf. ihre Familien in der Bundesrepublik verbleiben müssen.

· Wenn letztlich ein Passersatzdokument ausgestellt wird, erfolgt bei der Einreise in die Türkei eine weitere Prüfung der Identität des Betroffenen, so, als ob die umständliche Prüfung des Auslandvertretung nicht stattgefunden hätte.

· Eine große Gruppe von Migranten aus der Türkei, deren Rückführung ebenfalls große Probleme bereitet, sind arabischsprachige Kurden aus der Gegend um Mardin, im Südosten der Türkei, nahe der syrischen Grenze.

In den Jahren 1986 - 1992 reisten u.a. über den Flughafen Frankfurt / Main  mehrere tausend Personen mit echten türkischen Personaldokumenten (Türkischer Nüfus, Türkischer Reisepass) in die Bundesrepublik Deutschland ein. Dieser Personenkreis stellte beim Grenzschutzamt Frankfurt / Main einen Asylerstantrag. Dabei wurden die türkischen Reisedokumente einbehalten und die Antragsteller zur Fortführung des Asylverfahrens an verschiedene Ausländerbehörden weiterverwiesen. 

Unter Missachtung dieser Zuweisung und Umgehung einer erkennungsdienstlichen Behandlung begaben sich die Antragsteller zu einer anderen Ausländerbehörde im Bundesgebiet und stellten dort, ohne entsprechende Dokumente vorlegen zu können, einen zweiten Asylantrag als Staatenlose / ungeklärte Staatsangehörige aus dem Libanon. Das bereits anhängige Asylverfahren unter der türkischen Identität wurde mit Vorsatz verschwiegen. Da aus dem Erstantragsverfahren keine Fingerabdrücke vorlagen und die Personen überwiegend arabisch sprechen konnten, wurde die Doppelantragstellung über Jahre hinweg nicht bemerkt. 

 In Deutschland leben diese Familien insbesondere unter folgenden Alias-Personalien: „EL ZEIN“, „OMEIRAT“, „SAADO“, „MIRI“, „REMMO“ und „FARIS“. Verschiedene Schreibweisen dieser Namen sind auf unterschiedliche Transkriptionen zurückzuführen. Niederlassungsschwerpunkte dieser Familien waren u.a. Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bremen und Berlin. Genaue Größenordnungen sind nicht verifizierbar, es sollen  bis zu 30.000 Personen sein.

Bei dem beschriebenen Personenkreis handelt es sich um kurdische Volkszugehörige mit türkischer Staatsangehörigkeit, die sich im Zuge der Wanderungsbewegung auch zu großen Teilen als Gastarbeiter im Libanon aufgehalten haben und dort zum Teil geboren wurden. Die Familien beherrschen daher sowohl die türkische als auch die arabische Sprache. Die einzelnen Familien sind häufig, bedingt durch Heirat der einzelnen Mitglieder untereinander, eng miteinander verbunden.

Die Identifikation dieser Familien bereitet den türkischen Behörden erhebliche Probleme, da diese Personen im Regelfall angeben, nicht die türkische Sprache zu sprechen. Erst durch umfangreiche Ermittlungen deutscher Behörden, die durch ein loses Netzwerk persönlicher Kontakte untereinander verbunden sind, konnte eine Vielzahl von Personen, mit ihrer in der Türkei erfolgten Registrierung in Verbindung gebracht und identifiziert werden. 

Allein durch die Zentrale Ausländerbehörde Dortmund konnten seit 2001 über 500 Personen aus diesem Personenkreis in die Türkei zurückgeführt werden. Zu diesem Zweck wurde bei der Zentralen Ausländerbehörde ein Informationsarchiv aufgebaut, dass die Möglichkeiten der Identifikation und der Rückführung beschreibt und die notwendigen Hintergrundinformationen zusammenfasst. Das Archiv steht auch in kompakter, elektronischer Form zur Verfügung.

Im Kreis Soest, Regierungsbezirk Arnsberg in NRW werden durch die konsequente Umsetzung des gesetzlichen Rückführungsauftrages allein aus diesem Personenkreis jährlich 1,1 Millionen Euro an Sozialleistungen eingespart. 

Durch die bereits dargestellte, fehlende Zusammenarbeit der türkischen Behörden untereinander, war es in diesen Fällen jedoch erforderlich, die Rückführungen auch durch Mitarbeiter der Zentralen Ausländerbehörde Dortmund begleiten zu lassen. Die Begleitung ist erforderlich, um bei der Einreise in die Türkei nochmals „Überzeugungsarbeit“ zu leisten und unsere Beweismittel und Falldokumentationen den Einreisebehörden vor Ort vorzulegen. Die regelmäßigen Kontakte vor Ort haben darüber hinaus zur Vertrauensbildung beigetragen.

Zum Abschluss meiner Ausführungen noch einige praxisorientierte Anmerkungen zu den maßgebenden Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes:

Durch die bekannte Problematik der Verschleierung der persönlichen und nationalen Identitäten - durch die ausreisepflichtigen Personen- hat sich gezeigt, dass es notwendig  ist, die Betroffenen in stärkerem Maße zur Mitwirkung zu verpflichten. Die Vorschriften des § 82 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) werden von uns regelmäßig benötigt, um Personen durch Vorführungen zu identifizieren.

Im Hinblick auf die zunehmende Praxis der Einladung ausländischer Delegationen zur Feststellung der Herkunft ausreisepflichtiger Staatsangehöriger bei deutschen Behörden wäre es daher sinnvoll, eine Klarstellung in § 82.4 AufenthG  dahingehend vorzunehmen, dass sich das persönliche Erscheinen nicht nur auf die Vertretungen des Staates bezieht, deren Staatsangehörigkeit  vermutet wird, sondern auch auf offiziell eingeladene und autorisierte  Vertreter dieser Staaten.

Die mögliche Errichtung sogenannter Ausreiseeinrichtungen auf Länderebene nach 
§ 62 AufenthG sollte verstärkt geprüft und möglichst mit allen Ländern einheitlich abgestimmt werden, um Passbeschaffungen und daraus folgende Rückführungen konsequenter umsetzen zu können.

Darüber hinaus wäre es für die Rückführungspraxis überaus sinnvoll, verstärkt auf zwischenstaatliche Rückübernahmeabkommen zu setzen und diesbezügliche Verhandlungen mit den Hauptherkunftsländern zu intensivieren. Auch für die Türkei fehlt bisher ein solches Abkommen.

Die mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union in Bezug auf die Rückführungs- und Identifizierungsverfahren vorgesehenen Änderungen sind zu begrüßen. So z. B. 

· die ausdrückliche gesetzliche Grundlage für die vorläufige Festnahme von Ausländern zum Zwecke der Abschiebung in § 62 AufenthG,

· die Übermittlungsermächtigungsnorm für die Auslandsvertretungen an die Ausländerbehörden nach § 87.2 AufenthG,

· der halbjährliche Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden nach § 90 a AufenthG sowie

· die Speicherung von Lichtbildern im Ausländerzentralregister (§ 3 AZR-Gesetz)


Da alle europäischen Staaten mit den gleichen Rückführungsproblemen konfrontiert sind, wäre eine verstärkte Zusammenarbeit überaus sinnvoll. Mit der Einführung von Eurodac ist bereits ein positiver Anfang gemacht worden.
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